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Rentenversidierung nur kurzfristig, weil aus dem neu 
erfaßten Personenkreis, gemäß seiner A ltersstruktur, 
sdion bald Rentenansprüdie mit entspredienden Bun- 
deszusdiüssen zu befriedigen sein werden. Ob sidi 
angesidits dieser Situation die an die Bruttolöhne 
gekoppelte Rentendynamik in vollem Umfang w ird 
aufrediterhalten  lassen, ist sehr zweifelhaft. So 
w ürde beispielsweise die Umstellung auf das N etto
lohnprinzip unter W egfall der dreijährigen Anpas
sungsverzögerung in  diesem Jahr für die Renten
versidierung eine Ausgabenminderung von 1,2 Mrd. 
DM ergeben. Diese Minderausgaben würden in den 
näd isten  Jahren ständig größer werden und 1971 
bei etwa 7 Mrd. DM liegen. Für das Erfordernis von 
Bundeszusdiüssen an die Rentenversicherung könnte

sidi damit eventuell eine völlig neue Perspektive 
ergeben. Obwohl eine soldi gravierende Maßnahme 
sozialpolitisch kaum haltbar sein dürfte, w ird sich der 
Gesetzgeber in nicht allzu ferner Zukunft in irgend
einer Form dennoch mit den Finanzierungsproblemen 
der Rentenversicherungsträger befassen müssen. Dann 
muß zwangsläufig das kommen, was man heute ver
säumt hat; eine Neuordnung, bei der weniger 
(Interessen-) politische als sachliche Gesichtpunkte 
maßgebend sind. Denn auf die Dauer kommt kein 
Parlament und keine Bundesregierung um die Schaf
fung wirklich gesicherter Grundlagen der gesetzlichen 
Altersversorgung herum! Hoffentlich ist dem Gesetz
geber bis zu diesem Zeitpunkt die Sanierung der 
eigenen Finanzen gelungen.

Plan und M arkt in der internationalen Arbeitsteilung
Dr. Karl-ErnstjSchenk, Münster

E' s ist verschiedentlich untersudit worden, in welchem 
J V erhältnis Plan und M arkt bei der Organisation der 

Arbeitsteilung im n a t i o n a l e n  W irtsdiaftsraum der 
sozialistischen Länder zukünftig stehen sollen, wenn 
die Reformpläne verwirklicht werden. Es ist klar, daß 
sich aus diesen Veränderungen auch Konsequenzen für 
den Außenhandel ergeben. Die Diskussion darüber ist 
in diesen Ländern, besonders in den reformfreudigen, 
bereits im Gange. Die Entwicklung hat wohl schon zu 
einer gewissen Verselbständigung der Außenhandels
unternehmen, der Betriebe und Betriebsvereinigungen 
in ihren Entscheidungen über Exporte und Importe ge
führt, sich aber noch nicht auf die Organisation des 
Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) aus
gewirkt.

Es sollen hier die A lternativen betrachtet werden, die 
für die künftige Tätigkeit dieser Organisation zur Dis
kussion gestellt worden sind; denn ein Hauptziel des 
RGW ist die Verbesserung der Arbeitsteilung zwischen 
den Mitgliedsländern. Hieraus lassen sich dann einige 
weitere Konsequenzen ableiten, die sich für die künf
tige Arbeitsteilung zwischen Ländern mit planw irt
schaftlicher und marktwirtschaftlicher Orientierung er
geben. Besonderes Interesse scheinen diese Fragen 
deshalb zu verdienen, weil die Entwicklung in eine 
Richtung weist, die dem, was vielfach im W esten erw ar
tet wurde, gerade entgegengesetzt ist.

PRAXIS DER ARBEITSTEILUNG ZWISCHEN RGW-LANDERN

Die meisten Beobachter sind davon ausgegangen, daß 
die M itgliedsländer auf nationaler Ebene W irtschafts
planung betreiben. Es blieb ihnen nicht verborgen, daß 
die Arbeitsteilung auf internationaler Ebene weniger 
gut funktionierte als auf nationaler Ebene. Konsequent 
haben sie weiter gefragt, wo die Fehler liegen und wie 
sie abzustellen wären. Dabei kamen sie natürlich zu

dem Schluß, daß die internationale Arbeitsteilung eben
so organisiert werden müsse wie die nationale, also 
durch einen zentralen Plan, der die Länderpläne als 
eine Art Superplan in sich vereinigt und koordiniert. 
Dementsprechend wurden in den letzten zehn Jahren 
Vermutungen über die Entstehung einer RGW-Super- 
planbehörde angestellt.

Die Spekulation darüber, daß eine solche Lösung nicht 
nur ökonomisch ziemlich nahe läge, sondern auch poli
tisch durchführbar wäre, wurde durch sowjetische 
Äußerungen angefacht. Sogar Chruschtschow, also ein 
Politiker, dem man Sinn für Realismus nachsagte, hat 
sich 1962 zu dieser Lösung bekannt*). Auf diese Per
spektive festgelegt, übersahen die meisten Beobachter, 
daß seinerzeit eigentlich keine oder nur sehr wenige 
Ansätze für eine zentrale Planung im RGW erkennbar 
waren. Bei genauerem Zusehen zeigte der RGW sehr 
viel stärker die Eigenschaften eines Marktes. So wur
den beispielsweise die Preise nur von Außenstehen
den als von vornherein feststehend angesehen. In 
Wirklichkeit wurden vielfach Abänderungen und Son
derregelungen ausgehandelt. Es gab also k e i n e  
festen Verrechnungspreise wie innerhalb dieser Länder. 
Die Spezialisierungsempfehlungen im Rat für Gegen
seitige Wirtschaftshilfe wurden von den Regierungen 
vereinbart, ließen sich aber häufig im eigenen Pla
nungsapparat und gegenüber den Betrieben gar nicht 
durchsetzen. Die Betriebsleitung und die -belegschaft 
sträubten sich gegen Änderungen ihres Produktions
programmes, weil sich dadurch die Chancen, ihre Pläne 
zu erfüllen und entsprechende Prämien zu erhalten, 
verschlechterten. Mit anderen W orten: Die Situation 
war so, daß die Regierungen, wohl um den W ert der 
Arbeitsteilung wissend, im langfristigen Interesse ihrer 
Länder internationale M arktabsprachen trafen. Aber

1) V gl. N . S. C h r u s c h t s c h o w :  W id itig e  F ra g e n  d e r  E n tw ick lung  
d es  so z ia lis tisd ie n  W e lts y s te m s , d e u ts d i a b g e d ru d tt  in : D ie P re sse  
d e r  S o w je tu n io n , N r. 103 (1962), S. 6.
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es war ihnen nicht möglich, ihre Interessen im eigenen 
Apparat entsprechend durchzusetzen. Dazu bestand im 
übrigen auch nur ein geringer wirtschaftlicher Anreiz, 
sobald man sah, daß sich aus der Einhaltung der Emp
fehlungen kurzfristig Störungen des eigenen Planab
laufs ergeben würden. Es bestanden andererseits im 
RGW keine Möglichkeiten, die Regierungen zur Ein
haltung der Empfehlungen zu zwingen. W enn die Prak
tiken von Kartellen in der-M arktwirtschaft zum V er
gleich herangezogen werden, so ist festzustellen, daß 
dort durch Konventionalstrafen usw. für die Verwirk
lichung der Beschlüsse gesorgt wird. Also ist die unmit
telbare Gebundenheit an getroffene Vereinbarungen in 
dieser Hinsicht stärker entwickelt als im. RGW. Diese 
Beispiele zeigen schon, wie stark das marktwirtschaft
liche und wie schwach das planwirtschaftliche Element 
in den gegenseitigen Beziehungen des RGW bisher 
zum Tragen kam. Es ist bei dieser Feststellung jedoch 
zu bedenken, daß die bilateralen Beziehungen gegen
über den multilateralen überwiegen.

FOLGEN DER ßlLATERAllTÄT

Wo die Arbeitsteilung zwischen den einzelnen Ländern 
auf zweiseitiger Basis vereinbart wird, bringt sie ge
wöhnlich einen geringeren wirtschaftlichen Nutzen als 
eine Arbeitsteilung auf multilateraler Basis. Dies ist 
zum Beispiel der Fall, wenn einer der Partner,, nur um 
einen zweiseitigen Ausgleidi der Handelsbilanz herbei
zuführen, sidi damit zufrieden geben muß, für seine 
Lieferungen W aren entgegenzunehmen, die er eigent
lich gar nicht oder nicht sehr dringend braucht. Dies ist 
jedoch im RGW trotz der im übrigen bemerkenswerten 
Erfolge dieser Organisation auf dem Rohstoff- und 
Energiesektor sehr häufig der Fall.

Es wird daher sehr oft eine möglichst allseitige 
internationale Arbeitsteilung gefordert. In den Mit
gliedsländern des RGW geschieht dies seit einem 
Jahrzehnt, ohne daß die Versuche zu einer M ultilatera
lisierung der Beziehungen bisher nennenswerte Erfolge 
gebracht hätten. Darüber hinaus ist nicht nur die Form 
der Arbeitsteilung Grund zu häufigen Klagen, sondern 
auch ihr Intensitätsgrad.

Es ist bekannt, welche ungünstigen Folgen sich gerade 
für räumlich kleinere Länder ergeben, wenn ihre Teil
nahme am Außenhandel oder — um gleich von einem 
umfassenderen Konzept auszugehen — am Austausch 
von W aren, Dienstleistungen, Patenten, Lizenzen, 
Know-how usw. zu gering ist. Es ergibt sich daraus 
eine Tendenz, zu höheren Kosten (bzw. geringere 
Qualitäten) zu produzieren, als dies zu jedem gegebe
nen Zeitpunkt m i t Arbeitsteilung möglich wäre. Das 
Ziel jeder rational handelnden Regierung müßte es 
also sein, durch Ausweitung der M ärkte die inländi
schen Erzeugungskosten zu senken und durch geeignete 
Organisation des Austausches den wirtschaftlichen 
Nutzen der ausgetauschten W aren und Leistungen aller 
Art. zu erhöhen. Ideal wäre es, wenn sich beide Ziele 
mit einer einzigen Maßnahme verwirklidien ließen.

Es läßt sich nun zeigen, daß eine M ultilateralisierung 
des Handelssystems allein noch nicht die ideale, ja

noch nicht einmal eine zufriedenstellende Lösung des 
Problems wäre. Dies liegt nicht allein an der Größe 
und der geringen Zahl der Anbieter und Nachfrager, 
die mit den 7 Regierungen (Albanien, Mongolei und 
Jugoslawien als Sonderfälle ausgeklammert) identisch 
sind. Zwischen im Höchstfälle 6, im Normalfalle 2—3 
Anbietern ist zwar W ettbewerb möglich, aber ob dies 
ein W ettbewerb ist, der zu höchster Effizienz in der 
Erzeugung, in der Produktgestaltung und in der Sorti
mentsgestaltung führt, hängt davon ab, ob die Trans
mission zwischen den Wünschen der anbietenden Re
gierung und den Interessen der ausführenden Betriebe 
funktioniert, oder mit anderen W orten: Es hängt ab 
von der Funktionsfähigkeit des Außenhandelsmonopols 
der Regierungen.

REFORM DES A U SSEN H A N D E ISM O N O PO IS  —  EIN  AU SW EG ?

Bekanntlich wurde die Transmission zwischen den Zie
len der Regierung und denen der Betriebe bisher 
hauptsächlich durch detaillierte Pläne übernommen und 
funktionierte schlecht. An die Stelle dieser Pläne sol
len mehr und mehr Steuerungsmittel treten, die sich 
auf den Gewinn der Betriebe auswirken und mittelbar 
eine Abstimmung mit den Planzielen herbeiführen. 
Damit die Betriebe bisher vernachlässigte Möglichkei
ten zur Senkung der Kosten und zur Erhöhung der 
Gewinne aufspüren und verwirklichen, muß ihnen 
größere Selbständigkeit gewährt werden als bisher. 
Dies gilt für die Betriebe des Außenhandels genauso 
wie für alle anderen. Die M ultilateralisierung der Be
ziehungen im RGW hat also nur dann Sinn, wenn auch 
das traditionelle Außenhandelsmonopol reformiert 
wird. Dazu scheinen die meisten Länder bereit zu sein, 
mit Ausnahme von Bulgarien und Rumänien. Dort 
sträubt man sich dagegen, die Unternehmen unm ittel
bar mit Firmen anderer sozialistischer Länder in Kon
takt treten zu lassen. Offenbar kommt es den Regie
rungen dieser im Vergleich zu den anderen noch nicht 
so stark industrialisierten Ländern darauf an, den A u
ßenhandel systematisch in das allgemeine entwicklungs
politische Konzept einzuordnen. Das Außenhandels
monopol soll weiterhin eine ähnliche Funktion erfüllen 
wie der Schutzzoll im System des Freihandels.

Damit sind wir mitten in der Kontroverse über Reorga
nisation des RGW, dessen Tätigkeit bisher hauptsäch
lich darin bestand, als Vermittler zwischen Regierungen 
aufzutreten und Handels- sowie Spezialisierungsemp
fehlungen zu erarbeiten. Darüber hinaus förderte er 
den Verrechnungsverkehr, gemeinsame Investitionspro
jekte in besonderen Engpaßbereichen und sicherte da
mit beispielsweise die Versorgung mit Transportraum, 
Energie, Rohstoffen und Hüttenerzeugnissen.

Die hochindustrialisierten Länder sind nicht mehr an 
der Aufrechterhaltung des Außenhandelsmonopols in 
der früheren Form interessiert. Es ist nicht verwunder- 
lidi, daß deshalb im Jahre  1966 gerade die DDR auf 
einer Spezialisierungskonferenz den Vorschlag machte, 
den RGW nicht mehr wie bisher mit Tausenden von 
Einzelfragen und -empfehlungen zu befassen, sondern 
dies unmittelbar den Industrievereinigangen (in der
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DDR „VVB" genannt) und Betrieben zu überlassen. 
Es lagen bereits positive Erfahrungen unmittelbarer 
Firm enkontakte vor, so beispielsweise im Landma
schinenbau zwischen Betrieben der DDR und Ungarns. 
Es w urde vorgesdilagen, den RGW zu einer V ertrags
hilfeorganisation umzugestalten, dessen Aufgabe es 
sein soll, Analysen der Wirtschaftsentwicklung zu e r
stellen, Vereinbarungen anzuregen und dafür ein ge
eignetes Instrumentarium in Form von Rahmenver
trägen, Verredinungsabkommen usw. zur Verfügung 
zu stellen. Diese Konzeption ist so zu interpretieren, 
daß der RGW künftig weniger direkt eingreifen und 
dafür stärker „ordnungspolitisdi" tätig werden soll. 
Bulgarien und Rumänien dagegen plädieren für die 
Beibehaltung ■ der bisher vorwiegend „ablaufspoliti
schen" Aufgabenstellung des RGW.

WEITERE ANSÄTZE ZUR KOM MERZIALISIERUNG

Ein w eiterer Interessenkonflikt hatte sich um die Frage 
der Investitionspolitik ergeben. Bisher beschränkte 
sich der RGW darauf, den Regierungen Empfehlungen 
für bestimmte Vorhaben zu erteilen, damit notwendige 
Investitionen durchgeführt und unnötige Doppelent
wicklungen vermieden wurden. Die Ergebnisse waren 
unbefriedigend. Die Sowjetunion sah ihre Interessen 
geschädigt, weil sie hohe Kapitalbeträge für die Er
schließung von Erzen, Erdöl und Erdgas aufbringen 
und langfristig binden mußte, um die Versorgung der 
Partnerländer sicherzustellen. Die Lieferung erfolgte, 
wie allgemein üblidi, zu Weltmarktpreisen, die angeb- 
lid i nicht die Kosten deckten. Deshalb plädiert die 
UdSSR seit längerer Zeit für eine Beteiligung der belie
ferten Länder an den Erschließungskosten, stieß damit 
aber bisher auf taube Ohren.

Die Regierung der CSSR hat sidi nun im Jahre  1966 
als erste bereitgefunden, auf die sowjetischen Forde
rungen einzugehen. Sie beteiligt sidi an der Erdöl
erschließung in Sibirien. Bisher ist noch nidit bekannt, 
ob dies in Form langfristiger Kredite oder durch Besitz
rechte an den betreffenden Unternehmen geschieht.

Ä hnlidie Beteiligungsformen und Betriebsgemeinschaf
ten wurden von anderen Ländern gemeinsam sdion 
früher ins Leben gerufen, jedoch erstmalig mit der 
UdSSR. Damit scheint sidi auf dem Gebiete der Investi
tionspolitik eine Kommerzialisierung der Beziehungen 
durchzusetzen, indem nämlidi offenbar Beteiligungs
formen gefunden worden sind, die den Interessen bei
der Partner geredit werden. Sie erlauben es, von den 
bisherigen unverbindlichen Empfehlungen zu einer 
wirksam eren Form der Koordinierung überzugehen.

Eine ähnliche Entwicklung zeichnet sich auf dem Ge
biete des Patent- und Dokumentationsaustausches ab. 
W enn das bisher geltende Prinzip kostenloser W eiter
gabe aufrechterhalten wird, beeinträditigen die geben
den Unternehmen ihren potentiellen Absatz in andere 
Mitgliedsländer. Auch hier wird eine Lösung 'empfoh
len, die diese Interessen stärker berücksiditigt und den 
früher häufig geschmähten Gepflogenheiten westlicher 
Länder nahekommt.

Es gibt darüber hinaus noch weitere ordnungspolitisdie 
Aufgaben, die gelöst werden müssen und die ein ge
eignetes Betätigungsgebiet der Organisation wären. 
Dies soll ein abschließendes Beispiel zeigen. In ihm 
werden einige Konsequenzen für den Fall gezogen, 
daß das System nicht nur offiziell kommerzialisiert, 
sondern audi m ultilateralisiert werden sollte.

In einem vom W ettbewerb gesteuerten Handelssystem 
können natürlich zeitweise Ungleichgewichte der Zah
lungsbilanz auftreten, denen nicht mehr wie bisher 
durdi direkte Eingriffe der betroffenen Regierungen 
begegnet werden kann. So ist es denkbar, ja  wahr- 
sdieinlidi, daß die besonders reformfreudigen Mit
gliedsländer schon sehr bald über effiziente und mit 
westlidien Exportunternehmen durchaus konkurrenz
fähige Betriebe verfügen. Diese Länder werden lieber 
in das westlidie Hartwährungsgebiet exportieren als 
in Partnerländer mit nidit konvertibler W ährung und 
qualitativ rückständigen Gegenlieferungen. In der Au
ßenhandelstheorie würde man die W irkungen der Re
formen als „handelsablenkend“ bezeichnen oder, vom 
RGW aus gesehen, als desintegrierend.

Um den Anpassungsprozeß zu erleichtern, der durch die 
Reformen ausgelöst wird, und um seine desintegrieren
den Wirkungen zu vermeiden, besteht die Möglichkeit, 
ein System automatischer gegenseitiger Kreditgewäh
rung des RGW zü schaffen, vergleichbar etwa mit der 
ehemaligen Europäischen Zahlungsunion (EZU). Die 
RGW-Länder haben gegenwärtig gegenüber den H art
währungsländern ähnlidie Probleme zu lösen wie sei
nerzeit die EZU-Länder gegenüber dem Hartwährungs
land USA. Deshalb bieten sidi ähnliche Methoden an. 
Die „Bank für sozialistische wirtschaftliche Zusammen
arbeit" konnte jedoch bisher noch keinen entscheiden
den Beitrag leisten, weil ihr ein Instrumentarium fehlt, 
das mit dem der EZU vergleichbar wäre. Es sei hier 
nur erwähnt, daß Vorschläge zur Verbesserung des 
Instrumentariums bereits diskutiert werden. Ein Be
schluß, einen Teil der Pfliditeinlagen in Gold und kon- 
vertiblen W ährungen zu halten, ist vom Verwaltungs
rat der Bank im April 1966 bereits gefaßt worden.

4 4  FILIALEN UND ZW EIG STELLEN  IN HAMBURG, CUXHAVEN UND KIEL
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Es wäre nun verfehlt zu folgern, daß die Arbeitsteilung 
gegenwärtig nicht funktioniert und diese erst wieder 
möglich ist, wenn die aufgeführten Vorsdiläge ange
nommen und verw irklidit worden sind. Die Mitglieds
länder verfuhren sdion immer kommerziell^), obwohl 
diese Praktiken offiziell verworfen worden sind^). Die 
Vorsdiläge laufen vielmehr darauf hinaus, die unter

2) V gl. K a rl-E m s t S c h e n k :  Z u r B eu rte ilu n g  d e r W ir ts d ia f ts in -  
te g ra tio n  Im  C om econ . In ; W ir tsc h a ftsd ie n s t 1963/XII, S. 503 ff.
S) V gl. »G ru n d p rin z ip ien  d e r  in te rn a t io n a le n  so z ia lis t isd ie n  A r
b e i ts te i lu n g “. In ; P ra v d a  v o m  17. J u l i  1962.

der Oberflädie verbreitete Kommerzialisierung nun
mehr anzuerkennen und dogmatisdien Ballast abzu
werfen. Der Dogmatismus hat bewirkt, daß die Länder 
sidi im gegenseitigen Verkehr immer weniger der 
Kanäle des RGW bedienten und immer mehr direkten 
zweiseitigen Kontakten den Vorzug gaben. Die unter
breiteten Reformvorsdiläge haben daher gleichzeitig 
das Ziel, dem RGW, der sich zu einem Debattierklub 
zu entwidceln drohte, wieder die Kontrolle über die 
Arbeitsteilung zu übertragen.

F A C H B Ü C H E R  FÜR DIE U N T E R N E H M E N S W I R T S C H A F T  . . .

Internationaler Devisen- und Geldhandel
V o n  Prof. D r. H e lm u t L ip fe rt. Z ug le ich  2. A u flag e  v o n  „D evi- 
s e n h a n d e l" . 320 S e iten , L e inen  DM  36,80
D ieses  S ta n d a rd w e rk  b e iü c k s id it ig t  d ie  v ie lfä l t ig e n  W a n d 
lu n g e n  d e r  D e v ise n p ra x is , w ie  s ie  s id i a ls  F o lg e  d e r  W ä h 
ru n g s k o n v e r tib ili tä t  u n d  d e r  In te g ra tio n  d e r  F in an z m ärk te  
e rg e b e n  h ab e n . N eu  is t  in  d ie se r  z w e iten  A u flag e  e in e  B e
tra ch tu n g  d es  in te rn a t io n a le n  G e ld h a n d e ls , e in e  au sfüh rliche  
D a rs te llu n g  d e r  D ev isen - u n d  G e ld h a n d e ls -A rith m e tik  sow ie  
e in  K ap ite l ü b e r  d ie  G esdhichte des  D ev isen - u n d  G e ld h a n d e ls .

Optimale Unternehmensfinanzierung
V o n  P rof. D r. H e lm u t L ip fe rt. 92 S e iten , b ro sc iiie rt DM  16,— 
L ip fert g e h t h ie r  v o n  d e r  a l ls e its  a n e rk a n n te n  b e t r ie b s w ir t
schaftlichen  E rk e n n tn is  au s , daß  In v e s ti t io n e n  so  la n g e  d ie  
R e n ta b il i tä t  e rh ö h e n , a ls  d ie  E rträg e  au s  z u s ä tz lid ie n  V e r
m ö g e n ste ilen  h ö h e r  s in d  a ls  d ie  K o sten  ih re r  F in an z ie ru n g  
u n d  ze ichnet h ie r  e in  V e rfa h re n  zu r B estim m ung  d es  o p tim a len  
K a p ita lv o lu m en s  u n d  d e r  o p tim a le n  K a p ita ls tru k tu r . D ie S chrift 
e n th ä lt  e in e  V ie lfa lt v o n  fü r d ie  P rax is  b e d e u ts a m e n  n eu e n  
E rg e b n is se n  au s  ja h re la n g e r  F o rsc h u n g sa rb e it d es  V e rfa s se rs .

Leasing-Handbuch
E n tw id ilu n g  u n d  E in sa tzm ög licä ikeiten  b e i d e n  U n te rn e h m u n 
gen
H e ra u s g e g e b e n  v o n  P rof. D r. K. F . H a g en m ü lle r  u n te r  M it
a rb e i t  m e h re re r  L e as in g -E x p e rten . 2. ü b e ra rb e ite te  u n d  e r 
w e ite r te  A u flag e . C a. 360 S e ite n , L e inen  ca . DM 45,—

LEASIN G  als  F in a n z ie ru n g s in s tru m e n t d e r  W irtsch a ft g ew in n t 
s te t ig  an  B ed eu tu n g , so  daß  d ie se s  S ta n d a rd w e rk  im m er g e 
b rau ch t w ird . In  d e r  2. A u flag e  w u rd e  d e r  g e sam te  In h a l t d es  
Buches nach d en  jü n g s te n  E rfah ru n g e n  u n d  d e r  n e u e s te n  E n t
w ick lung  d es  L e a s in g -V e rfah ren s  — in s b e s o n d e re  d essen  
s te u e rlich e  u n d  b ilan zm äß ig e  B ehan d lu n g , w ie  d ie se  z. Z t. le b 
h a f t d is k u tie r t  w ird  — ü b e ra rb e ite t .

Banlcgeheimnis und Bankauskunft
S y stem a tisch e  D a rs te llu n g  m it b e s o n d e re r  B erücksich tigung  d e r  
R ech tsp rechung  u nd  u n te r  H e ran z ieh u n g  au slä n d isch en  R echts. 
2. n e u b e a rb e ite te  u n d  e rw e ite r te  A u flag e  v o n  Dr. S. S ich te r
m an n , 432 S e ite n , L e inen  DM  49,80
H ie r f in d e n  S ie e in e  u m fa ssen d e  D ars te llu n g  d e r  v ie lsch ich 
tig e n  u n d  sch w ierig en  F ra g e n  ü b e r  B ank g eh e im n is  u n d  B an k 
a u sk u n ft, in  d e r  a lle  N e u fa ssu n g en  u n d  Ä n d e ru n g e n  d es  K re 
d itw e se n g e s e tz e s  b e rü d cs ich tig t w o rd en  s ind .

Aktiengesetz 1965 
The German Stock Corporation Law
D eu tsd i-E ng lische  T e x ta u sg a b e
H era u sg e g e b e n , ü b e rs e tz t  u n d  e in g e le i te t  v o n  RA  D r. R u do lf 
M u e lle r  u n d  E v an  G . G a lb ra ith . 504 S e ite n , f le x ib le r  P la s tik 
b an d  DM  49,80
Die w ach sen d e  in te rn a t io n a le  V e rflec h tu n g  d e r  W irtsch a ft 
m achte d ie se s  Buch n o tw e n d ig . D eu tschen  u n d  au slä n d isch en  
R ec h tsb e ra te rn , W irtsc h a ftsp rü fe rn , B anken , A n la g e b e ra te rn  
u n d  R e g ie ru n g ss te lle n  is t  es  e in  w illk o m m e n er H e lfe r  fü r d ie  
tä g lid ie  P rax is .

Frankreichs Währungspolitik von  
Poincare bis Rueff
V on  D r. A x e l M itte ls tä d t.  178 S e iten , b ro sc h ie rt ca . D M 3 9 ,— 
D as V e rfa h re n  d e r  W ä h ru n g s re fo rm  v o n  1926/28 u n d  d as  v o n  
1958 s e tz t sich d as  Buch a ls  A u sg a n g s- u n d  E n d p u n k t d e r  
U n te rsu ch u n g . E rs tau n lich  d ie  P a ra lle le n , d ie  n ich t z u le tz t d a r 
in  l ieg en , daß  d ie  fran zö sisch e  Z e n tra lb a n k  auch nach  1928 
sy stem a tisch  D ev isen  in  G o ld  k o n v e r t ie r te  —  in  k la r e r  E r
k en n tn is  d e r  S chw ächen des  h e u tig e n  W ä h ru n g ssy s te m s , d es  
G o ld -D ev isen -S tan d a rd s .

Deutsch-Englisches Glossarium 
finanzieller und wirtschaftlicher Fachausdrücke
V on  C. A . G u n sto n  u n d  C. M. C o rn er. 5. ü b e ra rb e i te te  u n d  
e rw e ite r te  A u flag e . 1124 S e iten , L e inen  DM  49,50 
Ein F ach u rte il au s  „L ebende S p rach en “ ü b e r  d a s  D eutsch- 
E ng lische G lo ssa riu m , d as  fü r a lle  A u sg a b e n  d ie se r  R eihe  
sp rich t;
„W er a l le rn e u e s te n  d eu tsc h en  W o rtsc h a tz  such t —  h ie r  f in d e t 
e r  ih n . D ieses  W ö rte rb u ch  g e h ö r t zu  d en e n , d ie  n ich t zu  b e 
s itz en  e in  g u te r  Ü b e rs e tz e r  sich ein fach  n ich t le is te n  k an n ."

Deutsch-Spanisches Glossarium 
finanzieller und wirtschaftlicher Fachausdrücke
V on M ario  R olf Lerche. 2. n e u  b e a rb e i te te  u n d  s ta rk  e rw e i
te r te  A u flag e . C a. 450 S e iten , L e in en  ca . DM  43,—

Rechtswörterbuch für die gewerbliche Wirtschaft
D eutsch  — Englisch  — F ran zö sisch  m it d re isp rac h ig em  In d ex  
V on  U. B edcer. M it e in em  V o rw o rt v o n  Dr. E rn s t S d in e id e r , 
P rä s id e n t d es  D eu tschen  In d u s tr ie -  u n d  H a n d e ls ta g e s . 424 S e i
te n , L e inen  DM  40,—
D ie v o r lie g e n d e  S am m lung  v o n  F achausd rücken  in  d e r  n e u 
a r t ig e n  E in te ilu n g  nach S ach g ru p p en  is t  g an z  au f  d e n  p ra k 
tischen  B ed a rf a b g e s te ll t.

B itte  au ssch n e id en  u n d  im  U m schlag  e in se n d e n

Ich b it te  um  L ie fe ru n g  v o n :

 E xpl. L ip fe rt, D ev ise n h a n d e l  E xp l. M itte ls tä d t,  W ä h ru n g s p o litik

 E xpl. L ip fe rt, U n te rn eh m en sfin .  E xpl. D eu tsd i-E n g l. G lo ssa riu m

 E xpl. LEA SIN G -H A N D BU CH   E xpl. D eu tsd i-S p an . G lo ssa riu m

 E xpl. S ich te im an n , B an k g eh e im n is   E xp l. B ecker, R ech tsw örterbuch

 E xpl. M u e lle r , A k tie n g e se tz

B itte  g e n a u e  A d re s se  m it P o stle itz a h l

H W
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